
 

17. Wahlperiode 16.03.2016 Drucksache 17/10587 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sit-
zung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Kerstin Schreyer-Stäb-
lein, Dr. Franz Rieger, Michael Brückner, Alex 
Dorow, Dr. Martin Huber, Alexander König, Alfred 
Sauter, Thorsten Schwab, Jürgen Ströbel, Walter 
Taubeneder, Peter Tomaschko CSU, 

Dr. Linus Förster, Hans-Ulrich Pfaffmann, Susann 
Biedefeld, Diana Stachowitz SPD, 

Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen 
Fahn, Bernhard Pohl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter 
Bauer, Günther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva 
Gottstein, Johann Häusler, Joachim Hanisch, 
Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, 
Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, 
Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, 
Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Christine Kamm, Jürgen Mistol BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Drs. 17/10469, 17/10505 

Subsidiarität 
Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Einrichtung eines 
Mechanismus für den Informationsaustausch über 
zwischenstaatliche Abkommen und nicht verbind-
liche Instrumente zwischen Mitgliedstaaten und 
Drittländern im Energiebereich und zur Aufhebung 
des Beschlusses Nr. 994/2012/EU 
COM(2016) 53 final 
BR-Drs. 82/16 

Der Landtag stellt fest, dass gegen den Vorschlag für 
einen Beschluss des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Einrichtung eines Mechanismus für den 
Informationsaustausch über zwischenstaatliche Ab-
kommen und nicht verbindliche Instrumente zwischen 
Mitgliedstaaten und Drittländern im Energiebereich und 
zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 994/2012/EU, 
COM(2016) 53 final, BR-Drs. 82/16, Subsidiaritätsbe-
denken bestehen. 

Der Landtag schließt sich damit der Auffassung der 
Staatsregierung an. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, bei den Bera-
tungen des Bundesrats auf die Subsidiaritätsbeden-
ken hinzuweisen. 

Sie wird ferner aufgefordert, darauf hinzuwirken, dass 
diese Bedenken Eingang in den Beschluss des Bun-
desrats finden. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 


